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STADT OBERNDORF AM NECKAR
Landkreis Rottweil

Satzung zur 
Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen nach §§ 135 a – c BauGB

Aufgrund von § 135 c des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung vom 23.09.2004 
(BGBl. I S. 2014), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.11.2014 (BGBl. 
I S. 1748) und von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der 
Fassung vom 24.07.2000, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
16.04.2013 (GBl. S. 55) hat der Gemeinderat der Stadt Oberndorf a. N. am 30.06.2015 
folgende Satzung beschlossen, die zuletzt am 29.11.2022 geändert wurde:

§ 1
Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen

Kostenerstattungsbeträge für die Durchführung von zugeordneten Maßnahmen zum 
Ausgleich zu erwartender Eingriffe in Natur und Landschaft (Ausgleichsmaßnahmen 
i.S.d. §§ 1a Abs. 3, 200a BauGB) werden nach den Bestimmungen des Baugesetzbuchs 
(BauGB) und dieser Satzung erhoben.

§ 2
Umfang der erstattungsfähigen Kosten

(1) Erstattungsfähig sind die Kosten für die Durchführung von allen 
Ausgleichsmaßnahmen, die nach § 9 Abs. 1 a BauGB zugeordnet sind.

(2) Die Durchführungskosten umfassen die Kosten für

1. den Erwerb und die Freilegung der Flächen für Ausgleichsmaßnahmen,
2. die Ausgleichsmaßnahmen einschließlich ihrer Planung, Fertigstellungs- und 

Entwicklungspflege, in begründeten Einzelfällen nach näherer Maßgabe des 
Bebauungsplans einschließlich der Kosten für eine Unterhaltungspflege.

Dazu gehört auch der Wert der von der Stadt aus ihrem Vermögen bereitgestellten
Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung.

(3) Die Ausgestaltung der Ausgleichsmaßnahmen einschließlich deren 
Durchführungsdauer ergibt sich aus den Festsetzungen des Bebauungsplans in 
Verbindung mit den in der Anlage dargestellten Grundsätzen. Der Bebauungsplan 
kann im Einzelfall von den in der Anlage beschriebenen Grundsätzen 
Abweichungen vorsehen. Dies gilt entsprechend für Satzungen nach § 34 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 3 BauGB.
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§ 3
Ermittlung der erstattungsfähigen Kosten

Die erstattungsfähigen Kosten werden nach den tatsächlichen Kosten ermittelt.

§ 4
Verteilung der erstattungsfähigen Kosten

Die nach §§ 2, 3 erstattungsfähigen Kosten werden auf die nach § 9 Abs. 1 a BauGB 
zugeordneten Grundstücke nach Maßgabe der zulässigen Grundfläche (§ 19 Abs. 2 
BauNVO) verteilt. Ist keine zulässige Grundfläche festgesetzt, wird die überbaubare 
Grundstücksfläche zugrunde gelegt. Für sonstige selbständige versiegelbare Flächen 
gilt die versiegelbare Fläche als überbaubare Grundstücksfläche.

§ 5
Anforderung von Vorauszahlungen

Die Stadt kann für Grundstücke, für die eine Kostenerstattungspflicht noch nicht oder 
nicht in vollem Umfang entstanden ist, Vorauszahlungen bis zur Höhe des 
voraussichtlichen Kostenerstattungsbetrages anfordern, sobald die Grundstücke, auf 
denen Eingriffe zu erwarten sind, baulich oder gewerblich genutzt werden dürfen.

§ 6
Fälligkeit des Kostenerstattungsbetrages

Der Kostenerstattungsbetrag wird einen Monat nach Bekanntgabe der Anforderung 
fällig.

§ 7
Ablösung

Der Kostenerstattungsbetrag kann auf Antrag abgelöst werden. Der Ablösebetrag 
bemisst sich nach der voraussichtlichen Höhe des zu erwartenden endgültigen 
Erstattungsbetrages.

§ 7a
Umsatzsteuer

Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Gebühren, Abgaben, 
Kostenersätzen und sonstigen Einnahmen (Entgelten) zugrunde liegen, 
umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu den Entgelten noch die Umsatzsteuer 
(Mehrwertsteuer) in der im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten Höhe.
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§ 8
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungsbeiträgen nach §§ 135 a-c BauGB vom 
01. August 2002 außer Kraft.

Oberndorf a.N., den 20.07.2015

Hermann Acker
Bürgermeister

Anlage zu § 2 Abs. 3, Stand: 30.06.2015 (Datum Satzungsbeschluss)

Vermerk Rechtskraft: Diese Satzung ist mit der amtlichen Bekanntmachung vom 
31.07.2015 im Schwarzwälder Boten Ausgabe R1, Nr. 174 am 01.08.2015 in Kraft 
getreten.

Verfahrensvermerke:

Beschluss Ausfertigung Inkrafttreten Inhalt
Satzung 30.06.2015 20.07.2015 01.08.2015 Neufassung
1. Änderung 29.11.2022 30.11.2022 01.01.2023 Ergänzung § 7a


